
1

607   7+8/2021

Zum ersten Mal seit 1946 ist es der CDU 
gelungen, in Mörfelden-Walldorf einen 
hauptamtlichen Stadtrat zu installieren: 
Karsten Groß wurde von der neuen 
Grüne-CDU-Koalition mit 23 von 45 
Stimmen in der Stadtverordnetenver-
sammlung zum Ersten Stadtrat gewählt.
Die Grünen, die aus der Kommunalwahl 
mit 14 Sitzen als stärkste Partei her-
vorgingen, hatten die Wahl zwischen 
zwei möglichen Koalitionspartnern, 
die gleich stark mit jeweils 9 Sitzen in 
der Stadtverordnetenversammlung 
vertreten sind: SPD und CDU.
Es gab die Chance, die Koalition mit 
der SPD (2006 – 2016) neu aufzulegen 
– diesmal mit umgekehrtem Größen-
verhältnis. Viele der “Wechselwähler”, 
die dieses Mal den Grünen ihre Stimme 
gaben, kommen aus dem Umfeld der 
SPD. Sie haben mit ihrer Stimme für 
die Grünen ein Warnsignal an die SPD 
ausgesandt. Mit diesem Signal war der 
Auftrag an die Grünen verbunden, die 
SPD auf den Weg der Vernunft zurück 
zu drängen - und nicht der Auftrag, die 
Schwarzen an die Macht zu bringen.
Teile der SPD haben dieses Signal auch 
gut verstanden:“Die SPD will laut ihrem 
Vorsitzenden Baldur Schmitt aufgrund 
ihres „historischen Tiefpunkts“ perso-
nelle Konsequenzen folgen lassen. Wer 
künftig nicht mit den Grünen regieren 
wolle, habe keinen Platz in der neuen 
Fraktion.“ konnte man in derFrankfur-
ter Rundschau vom 17.3.2021 lesen. 
Aber das blieb ein frommer Wunsch. 
Die SPD trat mit demselben Personal 
zu Gesprächen an, das die historische 
Wahlniederlage durch ihr hartnäckiges 
Festhalten an der Politik der Koalition 
mit FW und FDP verschuldet hatte. Kein 
Wunder also, dass sich die Grünen lieber 
für die CDU entschieden. 

Damit haben sie allerdings ein Tabu ge-
brochen, das in Mörfelden und Walldorf 
seit 1946 Bestand hatte. “Die Stadtfarbe 
ist Rot”. So hieß es in der alten Stadtsat-
zung von  Mörfelden. Das war durchaus 
auch politisch gemeint. Man wird sehen, 
ob es klug war, die Wende-Zeichen in der 
SPD zu ignorieren und sich stattdessen 
auf eine rechte Partei einzulassen. Denn 
das heißt, das gesamte politische Klima 
der Stadt in Frage zu stellen.  
Was wird jetzt kommen? „Nooch Kees 
kimmt selten Butter“ sagt man in 
Mörfelden-Walldorf. Vom neuen Ersten 
Stadtrat ist kaum eine Politik zu erwar-
ten, die auf die sozialen Forderungen der 
Bevölkerung eingeht und ihren Geld-

beutel schont. Im Zweifelsfall hat er sich 
bisher immer darauf verlegt, die Politik 
der CDU-geführten Landesregierung am 
Ort zu verteidigen und durchzusetzen. 
Als Werbefachmann fielen ihm dazu 
auch immer die passenden Sprüche 
ein. Dazu gehörten die Zustimmung 
zu „Schutzschirm“ und „Hessenkasse“, 
und die Verteidigung des 400-Millionen-
Raubs der Landesregierung an den 
hessischen Gemeindefinanzen (2019). 
Auch die meisten Gebührenerhöhun-
gen fanden die Zustimmung der CDU. 
Unvergessen ist auch die führende Rolle 
der CDU bei der Abwahl des grünen 
Stadtrates Urhahn. Der hatte zwar keine 
sehr geschickte Haushaltspolitik ge-
macht, gleichwohl aber wenigstens den 
Versuch unternommen, die Herkunft des 
städtischen Defizits aufzuzeigen.
		      (Fortsetzung auf Seite 2)

„Großartig“: Rathausspitze jetzt Grün-Schwarz

Karsten Groß, sichtlich erfreut über sei-
nen neuen Posten als Erster Stadtrat.

Der Versuch des Bundeswahllei-
ters, die Kandidatur der DKP zur 
Bundstagswahl zu verhindern, 
wurde vom Bundesverfassungs-
gericht gestoppt. 
(Mehr lesen Sie auf Seite 5)

Klarer Erfolg für die DKP:
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Koalition aufzuarbeiten, die größten 
„Klopse“ rückgängig zu machen, und 
eine wirklich ökologische und soziale 
Politik für die Einwohner*innen unserer 
Stadt zu machen. 

Wir fürchten, dass die Mörfelder- und 
Walldorfer*innen mit dieser Koalition 
vom Regen in die Traufe geraten.

Gebrauchsanweisung für die Badestelle Walldorf
Die Badegäste, die oft aus Frank-
furt und der weiteren Umgebung 
kommen, sollten folgende, sehr 
einfachen und logischen Sachver-
halte kennen und verstehen:

Sie kommen nicht in ein Freizeitbad, 
sondern in eine Badestelle. Der Eintritt 
ist frei, man badet auf eigene Gefahr. 

Trotzdem brauchen Sie ein Ticket, um 
reinzukommen. Das bekommt man 
über das Internet und in einem - ja ge-
nau einem einzigen - Geschäft. Denn 
nur dieses konnte mit der Software 
des Ticketanbieters etwas anfangen, 
für den sich die Stadt entschieden hat, 
und befindet sich überdies im Stadt-

teil Mörfelden, und nicht in Walldorf, 
wo die Badestelle ist. Es kostet nichts 
und darf daher keineswegs mit einer 
Eintrittskarte verwechselt werden. Ge-
nauer gesagt, es kostet den Badegast 
nichts. Die Stadt hat pro Ticket Kos-
ten von einem halben Euro. Die Ein-
laßkontrolle und das vorhandene Klo 
berechtigen den Gast jedoch keines-
wegs zu der Annahme, in einer öffent-
lichen Badeeinrichtung zu sein, in der 
irgendjemand für Ihre Sicherheit die 
Verantwortung trägt. Die Interessen-
gemeinschaft Rettungsdienst Badesee 
Walldorf „IRBW“, die seit 1971 schon 
163 Menschen vor dem Ertrinken ge-
rettet hat, darf keineswegs während 

des Badebetriebes in Erscheinung tre-
ten, schon gar nicht darf sie den See 
mit einem Boot befahren. Das Boot hat 
bis zu den Übungsstunden, die nach 
den Besuchszeiten am späten Abend 
zu liegen haben, im Bootsschuppen 
versteckt zu bleiben.
Sollten Sie sich am Strand verletzen 
(z.B. indem Sie in eine Glasscherbe 
treten), darf die IRBW zwar erste Hilfe 
leisten. Machen Sie jedoch Anstalten, 
zu ertrinken, ist die IRBW nicht zustän-
dig und darf auf keinen Fall helfen. 
Das darf nur die DLRG, die über einen 
Notruf erreichbar ist. Sie kommt dann 
von ihrem nächsten Standort in 10 km 
Entfernung herbeigeeilt. 

Sollte das dem Ertrinkenden zu lange 
dauern, dürfen ihn die IRBW-Freiwilli-
gen provisorisch retten, aber nur unter 
dem Vorbehalt, dass sie ihn nicht als 
IRBW-Mitglieder retten, sondern nur 
als Privatleute, die bestrebt sind, dem 
Vorwurf der unterlassenen Hilfeleis-
tung nach § 323 StGB zu entgehen. 
Soweit doch eigentlich ganz einfach 
oder?

Sollten Sie Fragen zu diesen so simp-
len Regeln für den Besuch der „Bade-
stelle Walldorf“ haben, muss das an 
Ihnen liegen. 

Der Walldorfer Badesee. Moment, „Badestelle“ meinen wir natürlich. Hier sollten Sie  
am Besten nicht ertrinken, die Sachlage wäre einfach zu verwirrend. 

(Fortsetzung von Seite 1)
Das ist nämlich keineswegs „hausge-
macht“, sondern wurzelt in der Politik 
der Landes- und Bundesregierung. 
Und immerhin hatte er sich bemüht, 
den einen oder anderen Angriff der 
Streicherkolonnen des Regierungs-
präsidiums auf die Geldbeutel der 
Einwohner abzumildern. Wie die Grü-
nen es fertigbringen, mit dem Initiator 
der „Schlachtung des Urhahns“ heute 
gemeinsame Sache zu machen und 
ihn auf den Posten zu wählen, den er 
damals den Grünen abspenstig machte, 
ist schwer verständlich. 
 

„Die Zusammenarbeit mit Karsten Groß 
als Fraktionsvorsitzendem sei sehr gut 
gewesen, sagte Ioannis Karathanasis, 
der bester Dinge war, die sozial-ökolo-
gische Transformation anzupacken“, las 
man im „Freitagsanzeiger“.
Man darf gespannt sein, was dabei 

herauskommt, wenn der (in jeder 
Bedeutung des Wortes) grüne Politik-
student mit dem mit allen Wassern ge-
waschenen Erzkonservativen gemein-
sam unsere Stadt „sozial-ökologisch 
transformiert“. Schließlich gab Karsten 
Groß in einem Interview zu, dass er von 
sozialen Fragen wenig Ahnung habe. 
Und ob Herr Karathanasis viel von 
Ökologie versteht, ist ebenfalls fraglich, 
wenn er mit einer Partei koaliert, die 
nach wie vor die Südumgehung fordert. 
Auch dass man lieber ein riesiges ALDI-
Hochregallager mit einem Verkehrsauf-
kommen von mehreren Hundert LKW 
pro Tag zulässt, anstatt die Fläche zur 
Ersatzaufforstung für die ungeheuren 
Waldverluste der letzten Jahre zu nut-
zen - selbst darin sind sich der Grüne 
und der Schwarze einig. 
Das sind keine guten Voraussetzungen, 
die Hinterlassenschaften von Amtsvor-
gänger Burkhard Ziegler und seiner 
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Unser Antrag,  den Zebrastreifen im 
Kreuzungsbereich Ringstraße/Jung-
mannstraße/Bahnunterführung zurück 
zu verlegen, wurde im Stadtparlament 
mehrheitlich abgelehnt. 

Stattdessen wurde das „Drängelgitter“ 
in Richtung des neuen Zebrastreifens 
verlegt. Ganz  nach dem Motto: „Auch 
Holzwege muss man bis zum Ende ge-
hen.“ Die  Begründung für die Verlegung 
erschien uns von Anfang an nicht schlüs-
sig und auch die Anwohner*innen fra-
gen sich, ob das Einsetzen der Platten 
mit Tastelementen für sehbehinderte 
Menschen nicht auch ohne den Umbau 
hättte vonstatten gehen können.

Aus der Stadtverordnetenversammlung
Bahnunterführung: 
Mehrheit hält an 
der Verlegung fest

Mehr zu diesem und zu vielen anderen Themen 
lesen Sie auf: dkp-ll.de und dkp-mw.de

Altstadt Mörfelden: 
Pfarrgäßchen bald 
wieder offen?
Einstimmig wurde der Magistrat 
auf Antrag der DKP/LL-Fraktion 
beauftragt, unverzüglich tätig zu 
werden, damit die Sperrung des 
Pfarrgäßchens endlich wieder 
aufgehoben werden kann. Das 
Thema wurde in der Stadtverord-
netenversammlung diskutier t. 
Wir bleiben sehr gespannt, ob 
die neue Koalition und ihr neuer 
Ordnungsdezernent mehr Einsatz 
für öffentliche Belange und die 
von der Sperrung betroffene*n 
Einwohner*innen an den Tag legt 
als ihre Vorgänger. Wir wünschen 
uns jedenfalls für alle Beteiligten 
den schnellstmöglichen Erfolg. 

Erweiterungspläne am 
Kalksandsteinwerk?
Die DKP/LL hat jetzt u.a. angefragt, ob 
mit der Teilverfüllung des Bornbruch-
sees das Ende der Erweiterungspläne 
des Kalksandsteinwerks erreicht ist 
oder die Firma immer noch vorhat, 
angrenzende Waldflächen zur Erweite-
rung der Lagerflächen zu roden. Weiter 
wird gefragt, in welchem Umfang der 
Eigentümer des Kalksandsteinwerks 
rund um das Betriebsgelände Land 
aufgekauft hat, ob es Pläne gibt, in 
unmittelbarer Nähe wieder Kies zu 
fördern und inwieweit der übermäßige 
Einschlag von „Kalamitätsholz“ an der 
Westecke des Sees und die Fällung 
offensichtlich gesunder Bäume rund 
um die Schutzhütte am Bornbruchsee 
mit solchen Plänen zusammenhängt.

Dass ALDI im Gewerbegebiet-Ost 
seine Betriebsflächen erheblich er-
weitern will, ist nichts Neues und 
seit Jahren ein „offenes Geheimnis“.
Seit fast einem Jahr haben alle Be-
ratungen und Beschlussfassungen 
zu den massiven Erweiterungsplä-
nen von ALDI im Gewerbegebiet 
Ost unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit stattgefunden.

Die DKP/Linke Liste hat als einzige 
Fraktion in der Stadtverordneten-
versammlung versucht, die Pläne 
von ALDI öffentlich zu machen und 
spricht auch weiterhin öffentlich 
darüber. Zuletzt mit einer Aktion 
mit Pressegespräch an der Erweite-
rungsfläche.
Der DKP/LL wird deshalb vorgewor-
fen, die „Vertraulichkeit“ verletzt zu 
haben. Mit diesem Vorwurf und 
einer politischen Bewertung unse-
rer Bemühungen um Öffentlichkeit 

nes Hochregallagers mit 30m Höhe 
erfunden haben.
Der Bürgermeister täte gut daran, 
die Fakten zu den ALDI-Plänen end-
lich öffentlich zu machen. Alle Do-
kumente, aus denen wir nicht zitiert 
haben, liegen dem Bürgermeister 
vor. Die Beschlussvorlagen tragen 
seine Unterschrift. Insbesondere der 
im Zusammenhang mit dem Bau 
des Logistikzentrums mit Hochre-
gallager beschlossene „Städtebauli-
che Vertrag“ und der Grundstücks-
verkauf, die in den letzten Wochen 
vor der Kommunalwahl gegen un-
sere Stimmen hinter verschlossenen 
Türen beschlossen wurden.

werden wir uns zu gegebener Zeit 
auseinandersetzen.

Der Bürgermeister und die Grünen, 
CDU, SPD, FW und FDP haben im 
Vorfeld der Kommunalwahl den 
Einwohner*innen unserer Stadt 
verschwiegen, was da auf sie zu-
kommt und sie tun das bis heute.
So wurde in den letzten Tagen der 
Bürgermeister mit der Aussage 
zitiert, bei der von der DKP/LL ge-
nannten Zahl von fast 700 LKW pro 
Tag handele es sich um „eine Phan-
tasiezahl, die bestimmt um den 
Faktor zehn zu hoch ist.“
Wenn das Zitat stimmt, begibt 
sich Thomas Winkler auf sehr dün-
nes Eis, denn er behauptet damit 
wider besseres Wissen, die DKP/
LL hätte die Zahl erfunden und es 
ginge „bloß“ um 70 LKW pro Tag. 
Richtig ist, dass wir weder die 700 
LKW noch das „Horrorszenario“ ei-

Heimlichtuerei um ALDI-Pläne beenden 
– Bürgermeister muss Fakten nennen
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Damit weist das Gericht den Angriff auf 
die DKP entschieden zurück, der nicht 
nur die Teilnahme an der Bundestags-
wahl im September verunmöglichen, 
sondern eine oppositionelle Organisa-
tion ihrer Existenz berauben sollte. In 
seiner Sitzung am 8. Juli 2021 hatte der 
Bundeswahlausschuss seine Entschei-
dung damit begründet, dass die DKP 
ihre jährlichen Rechenschaftsberichte
verspätet abgegeben und damit den 
Parteienstatus verwirkt habe. Diese 
skandalöse Maßnahme war sofort auf 
breite und entschiedene Proteste ge-
stoßen. Gemeinsam mit zahlreichen 
weiteren Organisationen und Einzel-
personen hatte auch die Rote Hilfe e.V. 
in einer gemeinsamen Stellungnahme 
gegen diese Maßnahme protestiert.
Das Vorgehen gegen die DKP reiht sich 
ein in die staatlichen Bemühungen, 
statt mit strafrechtlichen Angriffen oder 
offenen Verbotsverfahren mit bürokra-
tischen Mitteln gegen missliebige linke 
Strukturen vorzugehen. Das wohl be-
kannteste Beispiel ist der Fall der Verei-
nigung der Verfolgten des Naziregimes/
Bund der AntifaschistInnen (VVN-BdA), 

die durch den Entzug der Gemeinnüt-
zigkeit in den Ruin getrieben werden 
sollte. Damit sollte ein rechtlich kaum 
haltbares Verbotsverfahren umgangen 
und stattdessen auf Umwegen eine 
unbequeme Stimme zum Verstummen 
gebracht werden. Das zuständige Fi-
nanzamt begründete die Entscheidung 
damit, dass die VVN-BdA vom so ge-
nannten Verfassungsschutz (VS) beob-
achtet werde – einem Inlandsgeheim-
dienst, der in den vergangenen Jahren 
vor allem durch seine Verstrickungen in 
rechte Terrornetzwerke von sich reden 
machte. Auch in diesem Fall musste das 
Finanzamt schließlich einlenken und 
die Gemeinnützigkeit rückwirkend wie-
der anerkennen, was vor allem der mo-
natelangen Solidaritätskampagne und 
dem steigenden politischen Druck zu 
verdanken war. Gleichzeitig sind aber 
noch immer viele Vereine im Visier des 
VS und damit vom Entzug der Gemein-
nützigkeit bedroht. Ebenfalls massive 
finanzielle und organisatorische Nach-
teile aufgrund der geheimdienstlichen 
Überwachung erfährt die linke Tages-
zeitung Junge Welt. Wegen

der Beobachtung durch den Verfas-
sungsschutz verweigern ihr unter 
anderem Werbeunternehmen die Zu-
sammenarbeit – schließlich gilt die 
Nennung im VS- Bericht nicht nur als 
politisches Stigma, sondern zudem 
kann sich die Zusammenarbeit mit 
den Betroffenen auch auf andere Or-
ganisationen auswirken: Die Umtriebe 
des so genannten Verfassungsschutzes 
basieren oftmals auf dem Prinzip der 
Kontaktschuld. Auch hier wird ein kriti-
sches Medium in seiner Arbeitsfähigkeit 
behindert und die Pressefreiheit einge-
schränkt, ohne dass der Staat von offe-
nen Zensur- und Verbotsmaßnahmen 
Gebrauch macht.
„Wir freuen uns mit der DKP über die 
klare Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts, das der Nichtanerken-
nungsbeschwerde und Argumentation 
der DKP folgte, und gratulieren ihr zu 
diesem Erfolg im Kampf gegen das kalte 
Verbot“, erklärte Anja Sommerfeld vom 
Bundesvorstand der Roten Hilfe e. V. „Wir 
wenden uns entschieden gegen die mie-
sen Tricks, mit denen die staatlichen Re-
pressionsorgane ihren klassischen Maß-
nahmenkatalog zu erweitern versuchen, 
und stehen solidarisch an der Seite aller 
betroffenen Organisationen.“

Klarer Erfolg der DKP: 
Kaltes Parteiverbot abgewendet
Am 22. Juli 2021 hat das Bundesverfassungsgericht die Entscheidung 
des Bundeswahlausschusses, der Deutschen Kommunistischen Partei 
(DKP) den Parteienstatus zu entziehen, in vollem Umfang aufgehoben.

K E I N E  W E I T E R E  F L U G H A F E N E R W E I T E R U N G

Für den Antrag der DKP/Linke Liste, 
„Flughafen-Banner“ aktualisiert wie-
derherzustellen und öffentlichkeits-
wirksam an städtischen Gebäuden und 
auf städtischem Gelände wieder an-
zubringen, gab es in der Stadtverord-
netenversammlung keine Mehrheit. 
Nicht einmal alle Grünen stimmten 
mit der DKP/LL dafür. Der Bürgermeis-
ter hielt sich in der Beratung zurück.  
Wenn man ihm zugestehen will, dass 

er eine kritische Haltung zum Flugha-
fen hat, steht er damit auch nach der 
Kommunalwahl weiter ohne Mehrheit 
da - auch mit der neuen Koalition sei-
ner Grünen mit der CDU. Das lässt für 
die Zukunft unserer Stadt - nicht nur 
für die absehbaren Konflikte mit dem 
„guten Nachbarn“ Fraport - nicht viel 
Gutes erwarten. 

Wer es mit Klima, Natur und Um-
welt ernst meint, muss wachsam 
und aktiv bleiben.                                                                                                                 	
				      GS                       

Es war einmal
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Jan Werner hat Ehrgeiz. Er wollte un-
bedingt Bürgermeister werden und 
endlich, im dritten Anlauf, wählten ihn 
die Langener. Seitdem erfüllt er den 
Auftrag der Wirtschaft, Hindernisse 
aus dem Weg zu räumen. Der gelern-
te Wirtschaftswissenschaftler brennt 
darauf, Baugebiete auszuweisen und 
Natur zu beseitigen. In den nächsten 
5 Jahren soll Langen um 5500 Bür-
ger wachsen. Damit die nicht im Stau 
stehen, will er die B 486 vierspurig 
ausbauen. Damit der Stau etwas nach 
Osten verlagert wird. Die Hauptsache 
ist, daß 3,6 Hektar Wald endlich weg 
sind. Denn, wie er an der Georgia State 
University in Atlanta gelernt hat: Wald 
bringt weniger Profit als der Ausbau 
einer Straße. Die großen Baufirmen 
kennen den einen oder anderen Politi-
ker, man schätzt sich. Jan Werners Par-
teifreund Koch – die Älteren erinnern 
sich – hat die Nordwestbahn durchge-
prügelt und wurde dann Vorsitzender 
von Bilfinger und Berger. Wald mag 
Werner nun überhaupt nicht und die 
Langener (bis auf Ausnahmen immer 
schon etwas verquer im Denken) auch 
nicht. Daher holzen sie seit Jahrzehn-
ten für den Kies der Familie Sehring 
Millionen Bäume weg. Damit das 

Trinkwasser besser verdunsten kann. 
Und daher machten die Langener den 
Mann zum Chef. Darüber freut sich 
auch die schwarzgrüne Koalition im 
Land. Al Wazir hat ihm im Herbst das 
Schild „Partnerkommune des Großen 
Frankfurter Bogens“ zugeschickt und 
seine Freude über die Teilnahme der 
Stadt zum Ausdruck gebracht. Wa-
zir? Kennen Sie nicht? Den Mann hat 
die hessische Wirtschaft zu ihrem 
Minister gemacht. Seitdem rasiert 
er Wälder (Terminal 3, A 49 im Dan-
nenröder Forst) und stellt sich mit 
harten Worten dem Klimawandel in 
den Weg. Zurück zu Werner: er war 
Professor für Volkswirtschaftslehre an 
der privaten Fachhochschule Universi-
ty of Applied Sciences Europe in Bad 

In den vergangenen Tagen erhielt ich 
Post vom Finanzamt. Bei der Prüfung 
meiner Steuererklärung wurden die 
Einkünfte aus der Vermietung meiner 
Einliegerwohnung, die ich seit Jahren 
vermietet habe, moniert. Das Finanz-
amt teilte mir mit, dass die aktuelle 
Kaltmiete für  Mörfelden-Walldorf zur-
zeit bei 10,70€/qm liege. Da ich aber 
zu einem deutlich niedrigeren Preis 
meine Wohnung vermiete, liege eine 
„verbilligte Überlassung“ vor. Gemäß § 
90 der Abgabenordnung (AO) reduzie-
ren sich damit die abzugsfähigen Wer-
bungskosten. Konkret bedeutet das, 
dass ich jetzt rund 400 Euro mehr Steu-
er zahlen muss.  Kurz gesagt, wer seine 
Wohnung zu günstig vermietet wird 
durch die geltenden Gesetze bestraft. 
Sozialverträgliche Mieten können so 

kaum gestaltet werden. Wohnen zu be-
zahlbaren Preisen, oder gar im Sozialen 
Wohnungsbau ein Zuhause zu finden,  
ist in unserer Stadt kaum noch möglich. 
Eine solche Gesetzgebung ist weder 
sozial noch gerecht und trägt dazu bei,  
dass Wohnen zur brennenden sozialen 
Frage wird.  	               Dietmar Treber
				      

CSD in Frankfurt!
Auch wir waren am 17. Juli gemein-
sam mit Genossinnen und Genos-
sen der SDAJ und der DKPQueer 
in Frankfurt. Die Rechte von Men-
schen mit alternativen Lebensent-
würfen waren und sind in Deutsch-
land nicht gleichgestellt. Deshalb 
haben wir an der Fußdemo, die die-
ses Jahr leider ohne Mottowagen 
stattfinden musste, teilgenommen. 
Für uns ist klar, dass eine vollkom-
mene Gleichstellung der Menschen, 
unabhängig ihres Geschlechts, ihrer 
sexuellen Orientierung und ihrer se-
xuellen Identität nur im Sozialismus 
stattfinden kann.
Die Lippenbekentnisse von Regie-
rungen und die pseudo-solidari-
sche Haltung vieler Konzerne die im 
„Pridemonth“ die Regenbogenflag-
ge hissen, brauchen wir nicht.
Dazu gibt es ebenfalls einen sehr gu-
ten Artikel in der neuen Red&queer, 
der Zeitung der DKP Queer auf:
http://dkp-queer.de/

Homburg, also dort, wo sich die Mil-
liardäre ein gutes Morgen wünschen. 
Vernunft ist dort kein Studienfach. 
Vernunft lernt man, wenn man nachts 
Insekten fängt und tagsüber in hoh-
len Bäumen schläft. Die Bechstein-
Fledermaus verzögert den Ausbau 
der B 486 um ein weiteres Jahr. Atmet 
noch mal Eure Lungen voll, Leute und 
dankt der Maus für ihre Vernunft!

			                   kon

Kennen Sie schon Jan Werner?

Zu billig vermietet? 

Bildquelle: Falk Fleischer
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Dazu lud die SDAJ Frankfurt in den Ha-
fenpark nahe der neuen Europäischen 
Zentralbank in Frankfurt ein. Auch die 
SDAJ Mörfelden-Walldorf war mit dabei.
Vor Ort gab es kalte Getränke und Reden, 
die auf die aktuelle Krise bezug nahmen 
und mahnten, dass diese Krise beson-
ders auf dem Rücken der lernenden 
und arbeitenden Jugend ausgetragen 
wird. Das Programm wurde vom Frank-
furter MC Gordian abgerundet, der uns 
fast eine Stunde lang ganz ohne Backup 
einheizte. In seinen Texten und unseren 
Reden, ging es vor allem um die hohe 
psychische Belastung von jungen Men-
schen während der Krise, aber auch von 
der Chancenlosigkeit, mit der sich viele 
von uns besonders jetzt konfrontiert se-
hen war die Rede. 
Die Läden machen zwar wieder auf, die 
Schulen haben wieder Präsenzunter-
richt, aber trotzdem blicken viele von 
uns  auf schlechte Noten, BAföG-Anträge 
die nicht verlängert werden und Schul-
den durch den Wegfall vieler Minijobs in 
der Lockdownphase zurück. 
Die Kundgebung in Frankfurt stand 
damit ganz im Sinne unserer aktuel-

len Kampagne: „Dieses System macht 
uns krank“. 
Unter diesem Hashtag riefen wir als SDAJ 
Anfang Juli zum bundesweiten Aktions-
tag, zu dem wir auch die Frankfurter 

Gruppe unterstützten.
Neben Flyer- und Stickerverteilungen 
gab es Banner-Drops an mehreren Wahr-
zeichen Frankfurts und vor Allem viele in-
teressante Gespräche mit Passant*innen.  
Mit dabei waren auch drei SDAJler*innen 
die zur Bundestagswahl auf der Hessen-
liste der DKP antreten. Maurizio Caffo, 
Andrea Hornung und Tim Beyermann. 

Endlich wieder entspannt 
miteinander im Park sitzen.

Gleis 4 
Der Jugendtreff im 
KuBa 
Ab September einmal 
im Monat. Immer am 
dritten Freitag, immer 
um 18:00 Uhr

Die Läden machen endlich wie-
der auf und auch das Team vom 
Kulturbahnhof hat richtig Bock!

Also kommt zum Jugendtreff in 
den KuBa:

Es warten free Wifi, Spotify Premi-
um und günstige Getränke (ab 2€).
Oder ihr sagt uns einfach, was eu-
rer Meinung nach im KuBa abge-
hen sollte und plant den nächs-
ten Abend mit uns zusammen.Zu unserer Aktion im Hafenpark wurden natürlich die Corona Abstände eingehal-

ten, wie man auf diesem Schnappschuss gut sehen kann.

Vor allem das Thema Bundestagswahl 
war es auch, das viele Menschen beschäf-
tigte mit denen wir ins Gespräch kamen.
„Wenn soll man den da noch wählen“, 
und „Während Corona lief hier doch alles 
schief“ hörten wir häufig. Wir sind auch 
der Meinung, dass die Pandemie Strate-
gie der Bundesregierung für die Katz war. 
Den Grund dafür sehen wir aber nicht 
in der Inkompetenz unseres Gesund-
heitsministers und Konsorten, sondern 
in der ganz klaren Prioritätensetzung in 
diesem Land. Erst werden Konzerne ge-
rettet, dann geht es um die Gesundheit 
der Menschen. 
Auch wir treten zu Bundestagswahl an, 
gleichzeitig wissen wir aber, dass ein 
Kreuz alle vier Jahre noch nie ausgereicht 
hat, um tiefgreifende Veränderungen 
herbeizuführen. Dafür müssen wir selbst 
aktiv werden. Wenn auch du aktiv wer-
den möchtest, melde dich bei uns.
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so hieß es mal bei der FDP. Bei mir 
heißt es nach 32 Jahren wieder: lie-
ber ein „Ewiggestriger“ mit Prinzi-
pien, als ein Wackelpudding ohne 
Rückgrat - deshalb DKP!

Es hat sich viel verändert in den letz-
ten Jahrzehnten. Die DDR ist Ge-
schichte, die Sowjetunion gibt es nicht 
mehr und die Länder des 'real-existie-
renden Sozialismus' bekommen den 
Kapitalismus knallhart und gnadenlos 
zu spüren: keine Jobs, Lohndumping, 
Ausbeutung hoch 10, Flüchtlingsdra-
men durch Kriege und Hunger in nie 
gekanntem Ausmaß sind die Folgen.

 Das Elend in der Welt wird immer 
sichtbarer und realer, Umwelt-Zerstö-
rung, Hunger- und Wassernotstand 
folgen! Das Artensterben ist nur ein 
Ausdruck der Gier nach Profit durch 
Anlegen von Monokulturen, das Wil-
dern in den Weltmeeren oder die Ab-
holzungen unserer Wälder samt der 
Vernichtung der Artenvielfalt! Natür-
lich: Franco ist gestorben und Sad-
dam Hussein verschwand in einem 
Erdloch, Muammar al-Ghadaffi ist ge-

nau wie Elena und Nicolae Ceaușescu 
hingerichtet worden usw.usf. Aber 
ist die Welt eine Bessere geworden? 
Der Kampf um die Anerkennung der 
PLO, die Befreiung Portugals von der 
Salazar-Diktatur oder die Wahl Nelson 
Mandela zum Präsidenten haben sich 
doch gelohnt! Gut, Berufsverbote gibt 
es noch und auch noch das Ringen 
gegen die Abtreibung, aber Vietnam 
wurde befreit und die Apartheid in 
Südafrika besiegt! Den Rassismus in 
den USA werden wir auch noch 'klein' 
kriegen und sogar der Kongo wurde 
wiedervereint, trotz des Mordes an Pa-
trice Lumumba!
 
Ach so, beinah hätte ich es vergessen: 
Wir („Deutschland“) haben ja auch 
jetzt den Völkermord an den Hereros 
in unserer ehemaligen Kolonie Süd-
West-Afrika anerkannt, oder? Das ist 
doch schon ganz schön viel und was 
scheren uns dann noch die vielen 
Milliarden Reparationskosten des Hit-
ler-Faschismus, der die halbe Welt in 
Schutt und Asche legte und ausplün-
derte. Dafür haben wir doch den Bal-
kan befreit oder war es wohl zerschla-

gen(?) und die Griechen sollen sich 
mal nicht so anstellen! Dafür bekom-
men sie ja deutsche Waffen (wie so 
viele!). Jetzt muss' es aber mal wirklich 
gut sein, mit den alten Geschichten!? 
Von wegen! 

Man staunt, was alles möglich wird, 
wenn die Grünen regieren. Vor vie-
len Jahren (1971) etablierte sich Aldi 
mit einem Verteilzentrum im damals 
neuen Gewerbegebiet. Nach und 
nach wurde das Lager vergrößert. Wir 
erinnern uns noch gut an den Bau ei-
nes Tiefkühllagers, das außerhalb des 
Baugebietes errichtet werden sollte. 
Damals stimmten die Linken für die 
Erweiterung und argumentierten, 
dass dies eine Arrondierung sei. Die 
Grünen waren ob der Versiegelung 
der Flächen dagegen. Viel hatten 
die Linken auszuhalten. Nun, etliche 
Jahre später, will Aldi ein Hochlager 
bauen, natürlich außerhalb des bishe-
rigen Planungsgebietes. Eine weitere 
Versiegelung der Landschaft ist jetzt 
beschlossen. Sollte man dem nun zu-
stimmen? Das ist ja nicht die letzte 

Versiegelung; da ist der Ausbau der 
B486 von Langen bis zur Autobahn, da 
ist die neue Schnellbahn nach Mann-
heim entlang der Autobahn. Hunderte 
Hektar Wald sind dort bedroht. Kann 
man dem ohne Murren zustimmen?
Es wird argementiert, dass das Hochla-
ger (Beispiel Wick in Groß-Gerau) sich 

„optisch gut in die Landschaft einfügt“. 
Wollen die uns vera....? Von 700 zusätz-
lichen Lkw pro Tag ist die Rede. Wenn 
es auch nur die Hälfte sind, und wenn 
man bedenkt, dass viele über die nahe 
Autobahn (A5) an- und abfahren, so 
fahren auch viele nach Norden. (Die 
Grenze von Aldi Süd geht bis zur holl. 
Grenze und geht größtenteils entlang 
der A45; Gummersbach und Siegen 
haben beide Aldi-Filialen.)

Aldi-Hochlager in Mörfelden?

Wir haben in den letzten 
Monaten viele  Spenden

erhalten.

D A N K E !

Das blickpunkt-Spenden-Konto:
Kreissparkasse GG

IBAN   DE37 5085 2553 0009 0034 19

„Besser nicht regieren, als falsch regieren“, 
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Unser Lexikon

Schbrisch

Herausgeber: Deutsche Kommunistische Partei (DKP), Wohngebietsgruppe Mörfelden-Walldorf  |  Verantwortlich für den Inhalt: Gerd Schulmeyer (Vorsitzender) | Wolfsgartenstraße 2 | Tel. 06105-23366

„Wann Bleedheit 
Woarze mache deht, 
deht der aussäje wie 

en Riwwelkuche.“ 

Unser heutiges Bild aus dem Jahre 1952 zeigt im Vordergrund einen Teil der evangelischen Jugend 
aus Walldorf während der jährlich stattfindenden Pfingstfahrt mit dem Fahrrad. Es ging damals 
gemeinsam mit der Jugendgruppe aus Mörfelden mit ca. 80 Teilnehmern in den Odenwald nach 
Waldmichelbach. Übernachtet haben die Jungs, wie auf dem Bild zu sehen, in einfachen Zelten und die 
Mädchen schliefen auf einem Bauernhof oder in einem Schulsaal. Die Namen der Jugendlichen sind 
bekannt: vorne liegend Herbert Becker. Erste Reihe v. l. Günter Steckenreiter, Helmut Becker, Harry Pons, 
Wilhelm Jourdan, Herbert Schöppach, Manfred Wilhelm. Hinten v. l. Klaus Schulmeyer, Erwin Pons, Peter 
Emmel, Willi Pons, Helmut Neumann, Horst Schlichting.
Auch in der evangelischen Jugend wurde damals, wie in anderen Jugendgruppen, oft politisch diskutiert. 
Ein Thema war die Wiederbewaffnung. In Hessen war von 1947 bis 1964 Martin Niemöller Kirchenpräsi-
dent. Ein Mann, der fast acht Jahre unter Hitler im KZ saß. Von ihm stammt das bekannte Zitat:
„Als die Nazis die Kommunisten holten, habe ich geschwiegen; ich war ja kein Kommunist. Als sie die 
Sozialdemokraten einsperrten, habe ich geschwiegen; ich war ja kein Sozialdemokrat. Als sie die Ge-
werkschafter holten, habe ich geschwiegen; ich war ja kein Gewerkschafter. Als sie mich holten, gab es 
keinen mehr, der protestieren konnte.“                                       

Stadtgeschichten

Der KuBa plant wieder Veranstaltungen für euch! 
Haltet die Ohren offen und schaut mal online vorbei 
unter:

kuba-moerfelden.de 

dkp-mw.de

youtube.com/sdajtv

/DKPLinkeListe

@dkpmoewa

Mehr Infos...


